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Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Ver-

handlung am 10. Dezember 1981 ' ‘
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 6. Mai 4980 und das Urteil

des Sozialgerichts Stade vom 34. Mai 1979 aufgehoben.
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‘
Die Klage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü n d e :

Der 1925 geborene Kläger wendet sich dagegen, daß die Beklagte

von ihm Arbeitslosengeld (Alg) zurückfordert, weil der An—
spruch hierauf gemäß 5 117 Arbeitsförderung3gesetz (AFG) ge—
ruht habe.

Er war ab Februar 1977 bei dem Beigeladenen zu 2), der ein

Baugeschäft betreibt, als Zimmerer beschäftigt. Ende Januar

1978 kam es zwischen ihm1uuiseinem Arbeitgeber zu einem Streit.

Dieser schlug ihm am 1. Februar 1978 eine einvernehmliche Be-

endigung des Arbeitsverhältnisses vor, die der Kläger ablehnte.

Der Kläger erhielt daraufhin Urlaub. Als er nach dessen Beendi-

gung seine Arbeit am 15. Februar 1978 aufnehmen wollte, erklär-

te ihm sein Arbeitgeber, daß er seine Papiere fertig gemacht

habe. Der Kläger verweigerte ihre Annahme, weil das Arbeits-

verhältnis nicht gelöst sei. Er verlangte außerdem seinen rest-

lichen Jahresurlaub von etwa einem Monat. Sein Arbeitgeber

erwiderte, er werde die ArbeitSpapiere umschreiben und sie

dem Kläger vorbeibringen, so daß dieser nicht wiederzukommen

brauche. Die Papiere wurden dem Kläger Jedoch nicht überbracht.

Am 28. Februar 1978 meldete sich der Kläger arbeitslos. Am

8. März sprach er erneut bei Arbeitsbeginn bei dem Beigela—

denen zu 2) vor und erklärte ausdrücklich, daß er seine Arbeit

anbiete und das bestehende Arbeitsverhälntis fortsetzen wolle.

Der Beigeladene zu 2) nahm dieses Angebot nicht an. Er melde-

te den Kläger am 15. März 1978 mit Wirkung zum 27. Februar

1978 aus dem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-

- 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


w;:‚*’:.t:1‚.nr.1»_'a‚;' "

i'.. _‘ f if.
_

- 5 -

verhältnis ab und gab in der Arbeitsbescheinigung vom 14. März
1978 gegenüber dem Arbeitsamt an, der Kläger habe in der Zeit

vom 1. bis 51. Januar 1978 bei 22 Arbeitstagen und 191,5 Ar—
beitsstunden ein Arbeitsentgelt von 2.162,75 DM und in der Zeit

vom 1. bis 27. Februar 1978 bei 19 Arbeitstagen und 152 Ar-
beitsstunden ein Arbeitsentgelt von 2.552,28 DM brutto erzielt.

Am 15. März 1978 verklagte der Kläger den Beigeladenen zu 2)

vor dem Arbeithericht und begehrte zunächst die Zahlung des

damals noch ausstehenden Lohnes für Januar 1978 (1.524,51 DM).

Nachdem sein Arbeitgeber Lohn, Urlaub3geld und Wintergeld für

die Zeit bis einschließlich 27. Februar 1978 gezahlt hatte,

änderte er seinen Klageantrag dahin, daß er die Feststellung

begehre, die am 8. März 1978 durch den Beigeladenen zu 2) aus-

ge3prochene Kündigung sei unwirksam. Am 6. April 1978 schloß er
mit dem Beigeladenen zu 2) vor dem Arbeitsgericht folgenden

Vergleich:

"1) Die Parteien sind sich darüber einig, daß das Arbeits—

verhältnis durch betriebsbedingte Kündigung des Beklag-

ten zum 25. März 1978 beendet worden ist.

‚
2) Der Beklagte zahlt an den Kläger als Abfindung nur für

den Verlust des Arbeitsplatzes einen Betrag von 2. 200,--

DM brutto = netto. ' '

5) Damit sind alle gegenseitigen Ansprüche aus dem Arbeits-

verhältnis erledigt. " '

Am 28. März
1978(osterdienstag)

nahm der Kläger eine neue Ar-
beit auf. Im Mai 1978 zahlte der Beigeladene zu 2) die verein—

barten 2.200,—- DM an den Kläger. Er entrichtete außerdem für

die Zeit vom 28. Februar bis 25. März 1978 Sozialversicherungs—

beiträge nach einem Brutto-Arbeitsentgelt von 5.024,06 DM.
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. Mit Bescheidvom5. April 1978bewilligte dasArbeitsamtdem
Kläger für die Zeit vom 28. Februar bis 27. März 1978 Alg in

Höhe von 1.070,40 DM. Diesen Betrag überwies es dem Kläger am

10. April 1978. Nachdem es von dem arbeitsgerichtlichen Ver-

gleich Kenntnis erlangt hatte, forderte es vom Kläger durch

Bescheid vom 5. September 1978 in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheides vom 25. November 1978 einen Betrag von 956,60 DM '

zurück. Zur Begründung gab es an, die in dem arbeitsgericht-

lichen Vergleich vereinbarte Abfindung müsse als Lohn für die

Zeit vom 28. Februar bis 25. März 1978 angesehen werden.

Das Sozialgericht (SG) Stade hat die Rückforderungsbescheide
aufgehoben und die Berufung zugelassen (Urteil vom 51. Mai
1979). Die Berufung der Beklagten blieb erfolglos. Zur Begrün-
dung seines Urteils vom 6. Mai 1980 hat das Landessozialgericht

(LSG) Niedersachsen im wesentlichen folgendes au3geführt: Die
Beklagte sei nicht gemäß 55 152 Abs 2, 117 Abs 4 iVm Abs 1 und
2 AFG berechtigt, den Betrag von 956,60 DM, den sie für die

Zeit vom 28. Februar bis 25. März 1978 gezahlt habe, zurückzu—

fordern. Eine Leistung im Sinne des 5 117 Abs 2 AFG habe der
Kläger nicht erhalten, weil sein Arbeitsverhälthis bei dem
Beigeladenen zu 2) nicht ohne Einhaltung einer der ordentlichen

Kündigungsfrist des Arbeitgebers ent5prechenden Frist beendet

‘
worden sei. Der An5pruch des Klägers auf Alg habe auch nicht
gemäß 5 117 Abs 1 AFG geruht. Die vereinbarte Abfindung könne

nicht als Arbeitsentgelt angesehen werden. Der eindeutige Wort-

laut der Nr 2 des Vergleiches verbiete eine solche Umdeutung.

Im übrigen ergebe sich aus der Nr 5 des Vergleiches ein Ver-
zicht des Klägers auf Lohnansprüche für die Zeit vom 28. Feb-

ruar bis 25. März 1978. Der_5 117 Abs 1 AFG könne auch nicht

dahin ausgelegt werden, daß unter Arbeitsentgelt auch Abfin-

dungen, Entschädigungen und ähnliche Leistungen zu verstehen

seien. Der in dem Vergleich von dem Kläger erklärte Lohnverzicht'

sei weder als Scheingeschäft gemäß5 117 Bürgerliches Gesetz—
buch (BGB) noch wegen Sittenwidrigkeit gemäß 5 158 BGB nichtig.
Die Wirksamkeit des Vergleiches habe zur Folge, daß von seinem
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Abschluß an ein Lohnanspruch des Klägers für die Dauer des Ar-
beitsverhältnisses vom 28. Februar bis 25. März 1978 zumindest

im Verhältnis der Arbeitsvertragsparteien zueinander nicht mehr

bestehe. Ein Rückforderungsrecht aus 5 152 Abs 2 Satz 1 und 2

AFG könne der Beklagten schon deshalb nicht zustehen, weil für

einen Forderungsübergang nach 5 117 Abs 4 AFG im Zeitpunkt der
Auszahlung der Alg—Leistung am 10. April 1978 kein Raum mehr

beStanden habe, da inzwischen der Lohnanspruch durch den wirk-

samen Lohnverzicht erloschen gewesen sei. Eine Rückforderung

gemäß55 152 Abs 1 Nr 2, 151 AFG sei ebenfalls au5geschlossen.
Es sei nicht ersichtlich, daß der Kläger bei Überweisung des
Alg am 10. April 1978 gewußt oder infolge grober Fahrlässigkeit

nicht gewußt habe, daß die Voraussetzungen für diese Leistung

nicht vorlagen. '

Nach Ansicht des LSG sind bei‚Anwendung des 5 117 Abs 1 AFG
in dem Fall, in dem ein Arbeitnehmer Arbeitsentgelt zu bean—

spruchen hat, auf diesen Anspruch aber verzichtet, die Grund-

sätze anzuwenden, die das Bundessozialgericht (BSG) für den

Verzicht auf Unterhalt bei einer wiederaufgelebten Witwenrente

entwickelt hat. Hiernach habe der Kläger einen verständigen

Grund für den Verzicht auf sein Arbeitsentgelt gehabt.

Mit der Revision rügt die Beklagte eine Verletzung von 5 117
Abs 1 und 4 AFG durch das LSG.

Sie ist der Auffassung, daß der Lohnverzicht des Klägers den

Lohnanspruch in Höhe des zeitgleichen Arbeitslosengeldanspruches

nicht zum Erlöschen bringen konnte. Außerdem umfasse die "Ab—

findung" den für die Zeit bis zum vereinbarten Ende des Arbeits—

verhältnisses entstandenen Lohnan3pruch zumindest in der ge-
nannten Höhe.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom
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„
6. Mai 4980 und das Urteil des Sozialgerichts Stade vom

' 551. Mai 1979 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend. Er ist

der Auffassung, in der an den Kläger gezahlten Abfindungs—
,

summe sei kein Arbeitsentgelt enthalten. Nach dem Wortlaut des

Vergleiches hatte mit der Abfindung "nur der Verlust des Ar—

beitsplatzes" au3geglichen werden sollen. Es handele sich also

um eine Abfindung im Sinne der 55 9 und 10 des Kündigungs-
schutzgesetzes (KSchG) als Entschädigung für den Verlust

des sozialen Besitzstandes. Eine Umdeutung verbiete der ein-

deutige Wortlaut der Nr 2 des Vergleiches. Die Beklagte sei

wohl nur deshalb zu der irrtümlichen Auffassung gelangt, daß

in der Abfindungssumme Lohn enthalten sei, weil der ehema—

lige Arbeitgeber des Klägers versehentlich Steuern und Sozial-
versicherungsbeiträge abgeführt habe. Im übrigen sei der Ver—

zicht auf eventuelle Lohnansprüche in dem Vergleich bereits

am 6. April 1978 wirksam geworden, so daß am 10. April 4978,

als die Beklagte das Arbeitslosengeld gewährt habe, Ansprüche

nicht mehr übergehen konnten.

Die
Beigeladenen

haben keine Anträge gestellt und sich zu dem

Vorbringen der übrigen Beteiligten nicht geäußert.

Alle Beteiligten haben sich mit eine1>Entscheiduhg durch Ur—

teil ohne mündliche Verhandlung (5 124 Abs 2 Sozialgerichts-
gesetz —SGG—)einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Beklagten ist begründet.
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Im Gegensatz zur Auffassung der Vorinstanzen sind die angefoch-
tenen Bescheide nicht rechtswidrig. Der Kläger ist verpflichtet,

das für die Zeit vom 28. Februar bis 25. März 1978 gezahlte Ar-

beitslosengeld (Alg) zurückzuzahlen.

Rechtsgrundlage für den Rückforderungsanspruch der Beklagten

ist 5 152 Abs 2 AFG idF vor Inkrafttreten des Sozialgesetz-
buches — Verwaltungsverfahren — vom 18. August 1980 (BGBl I

1469) - SGB X -. Durch Art 2 5 2 Nr 18 Buchst a und Nr 11 SGBX

wurde 5 152 AFG zwar geändert; das SGB )( ist jedoch erst

am 1. Januar 1981 in Kraft getreten (Art 2 5 40 Abs 1 SGB X ).

Die zeitlich davor liegenden Fälle sind nach'ä 152 Abs 2 AFG

aF zu beurteilen. Hat danach der Empfänger von Alg Leistungen

im Sinne des 5 117 Abs 1 oder 2 trotz des Rechtsüberganges nach
5 147 Abs 4 AFG erhalten, so ist das nach % 417 Abs 4 Satz 1
AFG gewährte Alg insoweit zurückzuzahlen. Soweit der leistungs—

pflichtige Dritte an den Empfänger das Alg nicht mit befreiender

Wirkung geleistet hat, haften gemäß 5 152 Abs 2 Satz 2 AFG aF
der Leistungspflichtige und der Emfpänger als Gesamtschuldner.

Die Verpflichtung des Klägers zur Rückzahlung der gezahlten Lei-

stungen kann hiernach nicht deshalb entfallen, weil die Be—
_klagte unter Umständen auch seinen früheren Arbeitgeber - den

Beigeladenen zu 2) - in Anspruch nehmen konnte. Er würde in

einem solchen Fall als Gesamtschuldner neben seinem früheren

Arbeitgeber haften. Haftung als Gesamtschuldner bedeutet nach

5 421 BGB, daß der Gläubiger, hier also die Beklagte, die
Leistung nach seinem Belieben von jedem der Schuldner ganz
oder zum Teil fordern kann, wobei bis zur Bewirkung der ganzen
Leistung sämtliche Schuldner verpflichtet bleiben. Das AFG

enthält nicht die Verpflichtung, daß die Beklagte sich zuerst

an den Arbeitgeber zu halten hat. Ob der frühere Arbeitgeber

des Klägers hiernach der Beklagten gegenüber überhaupt zur Zah—

lung verpflichtet wäre, kann unter diesen Umständen dahinge—

stellt bleiben. Diese Frage berührt die Rückzahlungspflicht

des Klägers nach 5 152 Abs 2 AFG aF nicht.
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Der Rückforderungsanspruch der Beklagten besteht deshalb, weil

'der An3pruch des Klägers auf Alg in der Zeit vom 28. Februar

bis 25. März 1978 gemäß5 117 Abs 1 AFGgeruht hat, er für
diese Zeit gleichwohl Alg und das ihm gegen seinen früheren

Arbeitgeber zustehende Arbeitsentgelt erhalten hat, obwohl

dieses gemäß 5 117 Abs 4 AFG in Höhe des gewährten Alg auf die
Beklagte übergegangen war.

Zutreffend ist das LSG davon au5gegangen, daß auf die Leistungen,
die der Kläger aufgrund des vor dem Arbeithericht geschlosse-

nen Vergleichs erhalten hat, 5 117 Abs 1 und nicht 5 117 Abs 2
AFG anzuwenden ist. Eine Anwendung der letztgenannten Vor—

schrift scheitert schon daran, daß es hier nicht um ein Ruhen

des Alg für die Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
geht. Nur diesen Fall regelt @ 117 Abs 2 AFG. Er bestimmt, daß

der Anspruch auf Alg von dem Ende des Arbeitsverhältnisses an
für eine näher bestimmte Zeit ruht, wenn der Arbeitslose wegen
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses die dort genannten
Leistungen erhält. Streitig ist hier aber die Frage des Ruhens

eines Alg-Anspruches und die daraus folgende Rückzahlungs—
pflicht für eine Zeit vor dem Ende des Arbeitsverhältnisses,

das zwischen dem Kläger und dem Beigeladenen zu 2) bestand.
Dieses endete erst am 25. März 1978. Nach Ziffer 1 des von

.ihnen geschlossenen Vergleichs waren sich die Parteien darüber

einig, daß das Arbeitsverhältnis durch betriebsbedingte

Kündigung des Beigeladenen zu 2) zu diesem Zeitpunkt beendet
worden ist. Entscheidend ist hier also, ob der Kläger Arbeits-

entgelt erhalten oder zu bean5pruchen hatte, das gemäß5 117
Abs 1 AFG zum Ruhen des AnSpruches auf Alg in der Zeit vom
28. Februar bis 25. März 1978 geführt hat. Das ist im Gegen-

satz zur Auffassung des LSG der Fall gewesen.

Der Kläger hat aufgrund des Vergleichs, den er und der Beigela-

dene zu 2) vor dem Arbeitsgericht geschlossen haben, auch Ar-
beitsentgelt für die Zeit vom 28. Februar bis 25. März 1978

erhalten. An das entgegengesetzte Ergebnis, zu dem das LSG ge—
langt ist - es handele sich bei den vereinbarten 2.200,-- DM
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aufgrund des Wortlauts des Vergleichs um eine reine Abfindung

lediglich für den Verlust des Arbeitsplatzes —, ist der Senat
' nicht gemäß5 165 sec gebunden. Es handelt sich insoweit nicht

um eine tatsächliche Feststellung, sondern um eine rechtliche

Wertung (vgl Urteil des Senats vom 25. Juni 1981 - ? RAr 29/80;

BSG SozR Nrn 1 und 4 zu 5 96 AVAVG).

Richtig ist die Auffassung des LSG, daß % 117 Abs 1 AFG nicht
dahin au5gelegt werden kann, der Begriff "Arbeitsentgelt" in

dieser Vorschrift umfasse auch Abfindungen und ähnliche Lei-

stungen. Das schließt jedoch nicht aus, daß eine als Abfindung

deklarierte Leistung in Wh$lichkeit Arbeitseügelt ist oder daß

in dem vereinbarten Betrag sowohl Arbeitsentgelt als auch eine

Abfindung für den Verlust des Arbeit3platzes und sonäiger Rest-

ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis enthalten sind, ohne daß

dafür im einzelnen ein bestimmter Betrag ausgewiesen wird.
Letzteres entSpricht auch dem Zweck von Vergleichen, durch Fest—

legung einer pauschalen Leistung zu einem für beide Teileak-

zeptablen Ergebnis zu kommen,

Im vorliegenden Fall ist in der dem Kläger gezahlten Abfindung

Arbeitsentgelt für die Zeit vom 28. Februar bis 25. März 1978

enthalten. Dagegen spricht - entgegen der Auffassung des LSG -
nicht, daß die Abfindung nach dem Wortlaut von Nr 2 des Ver—

gleiches nur für den Verlust des Arbeitsplatzes gezahlt werden

sollte. Das LSG hat verkannt, daß insoweit der Vergleich nur
scheinbar einen klaren und eindeutigen Wortlaut hat. Er ist

materiell—rechtlich ein zivilrechtlicher Vertrag, für dessen

Auslegung, welche eine Rechtsanwendung ist und auch vom Revi-

sionsgericht vorgenommen werden kann, 5 157 BGB gilt. Hiernach

ist sein Inhalt im einzelnen nach Treu und Glauben unter Be-

rücksichtigung der Verkehrssitte, seinem Sinn und Zweck und
entsprechend dem objektivierten Willen der Parteien zu bestim—

-
men, so wie er in den Vertragsbestimmungen zum Ausdruck kommt
(vgl BGH LM ZVG 5 57 b Nr 1; Palandt-Heinrichs, Kommentar zum
BGB, 40. Aufl 5 457 Anm 2a). Aus Nr 5 des Vergleichs, wonach
damit alle gegenseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis
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erledigt werden sollten geht aber hervor, daß trotz der Fas—

'Ä sung von Nr 2 auch Ansprüche auf Arbeitsentgelt abgegolten

werden sollten. Ein solcher Anspruch war dem Kläger bereits

arbeitsvertraglich verblieben. Die Vertragsparteien sind

bei Abschluß des Vergleiches offensichtlich davon ausge-

gangen, daß der Beigeladene zu 2) dem Kläger am 8. März
‘ 1978 unter Einhaltung der Kündigungsfrist des 5 622 Abs 2

BGB zum 25. März 2978 gekündigt hatte. Der Kläger hatte

zwar nach Ablauf seines Urlaubs am 15. Februar 1978 bei

dem Beigeladenen nicht wieder gearbeitet, weil sich die—

ser weigerte, ihn zu beschäftigen. Er hatte jedoeh gemäß
5 615 BGB einen Lohnanspruch, da der Beigeladene zu 2)

im Annahmeverzug war. Der Kläger hatte ihm nach den tatsäch—

lichen Feststellungen des LSG seine Arbeit am 15. Februar und

8. März 1978 angeboten. Es bestand für den Kläger somit kein

Anlaß, auf sein Arbeitsentgelt zu verzichten. Es ist mithin

davon auszugehen, daß die Abfindungspauschakaauch das Arbeits-

entgelt für den hier in Betracht kommenden Zeitraum enthält.

Dafür spricht auch die Höhe der Abfindung. Sie beträgt brutto

rund 5.024,-— DM und liegt damit um über 860,-— DM über dem

Verdienst, das der Kläger im gesamten Monat Januar 1978 ge-
habt hat (2.162,75 DMbrutto); das Bruttoarbeitsentgelt für
die Zeit vom 1. bis 27. Februar 1978 in Höhe von 2.532,28 DM

kann nicht zugrunde gelegt werden, da hierin offensichtlich

rückständiges Urlaubs- und Wintergeld enthalten sind. Eine

Abfindung nur für den Verlust des Arbeitsplatzes in der ver—
einbarten Höhe erscheint unangemessen. Das Arbeitsverhältnis

zwischen dem Beigeladenen zu 2) und dem Kläger hat höchstens ü

14 Monate gedauert. Der Kläger hat unmittelbar nach seiner
Beendigung einen nem31Arbeitsplatz gefunden. Darüber hinaus

sind die Parteien in dem Vergleich von einem Tatbestand aus-
gegangen, der gerade nicht typisch für die Gewährung einer

Abfindung ist. Sie haben für die Beendigung des Arbeitsverhält-

nisses eine betriebsbedingte Kündigung vereinbart. Diese ist

aber gemäß 5 1 Absä?8atz 1 KSchG nicht in allen Fällen als
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sozial ungerechtfertigt anzusehen (siehe Hueck, Kündigungs-

schutzgesetz, 10.Aufl, 5 4 Anm402 ff); Sie_hat daher nicht
zwangsläufig eine Abfindung zur Folge. Wenn sich der Kläger

darauf beruft, Grundlage für die vereinbarte Abfindung seien

die 5% 9 und 10 KSchG, so läßt er diesen Umstand unberücksich-
tigt. Im übrigen haben die Beteiligten gerade diese Vorschrif-

ten nicht in den Vergleich aufgenommen, obwohl dies einer weit

verbreiteten arbeitsgerichtlichen Praxis entspricht, wenn davon

auSgegangen wird, daß die Kündigung soZial ungerechtfertigt war.

Die Leistungen, die der Kläger.aufgrund des Vergleiches zunächst

zu beanspruchen und später auch erhalten hat, waren nach den

vorstehenden Ausführungen solche im Sinne von 5 117 Abs 1 AFG.

Dies hat zur Folge, daß der Anspruch des Klägers auf Alg, der
nach den tatsächlichen Feststellungen des LSG an sich bestand,

ruhte. Die Beklagte hat dem Kläger gleichwohl Alg gewährt, weil

er die Leistungen zunächst nicht erhalten hatte. Damit war sein

Anspruch, den er aufgrund des Vergleiches gegenüber seinem frü—

heren Arbeitgeber hatte, in Höhe des gezahlten Alg kraft Ge-

setzes auf die Beklagte übergegangen (@ 147 Abs 4 Satz 2 AFG).
Nach den tatsächlichen Feststellungen des BSG ist dem Kläger

’dasAlgauf jeden Fall vor Auszahlung der vereinbarten 2.200‚——

DMgewährt worden. Der Senat hatte aus den oben angeführten
Gründen keine Bedenken, davon auszugehen, daß in der im Ver—

gleich vereinbarten Summe mindestens Arbeitsentgeltansprüche für

die Zeit vom28. Februar bis 25. März 1978enthalten sind, die
‚der Höhe des für diese Zeit gezahlten Alg (956,60 DM) entspre-
chen.

#
:„.

Der Kläger kann sich auch nicht darauf berufen, er sei bei der
Verhandlung vor dem Arbeitsgericht davon au3gegangen, daß er
sich um seine Lohnansprüche bis zum 25. März 1978 nicht habe

zu kümmernbrauchen, da er für diese Zeit Geld vom Arbeitsamt
_habe bekommen sollen. Die Berücksichtigung einer solchen Auf—

fassung würde den Zweck des 5 417 Abs 4 AFG ins Gegenteil ver—
kehrenund die Rückforderungsbestimmungdes5 452Abs2 AFGaF

':‘-"c‘.
'n)"
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ihres Sinnes berauben. Trotz seines Anspruches auf Arbeitsent-

gelt wird dem Arbeitslosen hiernach gleichwohl Alg zugebilligt,

weil der Arbeitsentgeltanspruch, der das Ruhen des Alg auslöst,

noch nicht realisiert ist. Der Forderungsübergang nach 5 447
Abs 4 Satz 2 AFG soll den sachgerechten Au3gleich für diese

‘Vergünstigung sichern. Erhält der Arbeitslose dennoch neben

dem schon gezahlten Alg das ent3prechende Arbeitsentgelt

— trotz des erfolgten Anspruchsübergange3 auf die Beklagte -,
soll die Rückforderungsregelung des 5 152 Abs 2 AFGaF den
wirtschaftlichen Au5gleich wieder herstellen. Der Sinngehalt

dieser gesetzlichen Regelung läßt eine Auslegung nicht zu,
die dahin geht, eine Pauschalvereinbarung zwischen Arbeitnehmer

und Arbeitgeber über die Höhe der noch bis zum Ende des Ar—

beitsverhältnisses zustehenden Ansprüche könnte eine Befreiung

von der Pflicht zur Rückzahlung des außerdem gewährten Alg

zur Folge haben. Das bedeutet allerdings nicht, daß Arbeitge—

ber und Arbeitnehmer nicht auch mit Wirkung gegen die Beklagte

eine Vereinbarung über den Arbeitsentgeltan3pruch in der Weise

treffen dürfen, daß der Arbeitgeber wegen des auf die Beklag—'

te gemäß 5 117 Abs 4 Satz 2 AFG übergegangenen Anspruches
dieser gegenüber allein verpflichtet bleibt. Dann würde es sich

bei der dem Arbeitslosen aus dem Arbeitsverhältnis zustehenden

Leistung um Teilleistungen handeln. Es wären insbesondere nicht

solche, die er trotz des Rechtsüberganges gemäß5 152 Abs 2
Satz 4 AFG aF erhalten hätte. Ein derartiger Vertragsinhalt

muß sich jedoch eindeutig aus dem Inhalt der Vereinbarung

oder den sonstigen bei ihrer Auslegung zu berücksichtigenden

Kriterien ergeben. Hier läßt sich ein solcher Vertragsinhalt

nicht erkennen. .

Ob der Kläger bei Empfang des Alg gütgläubig war, kann dahin-
gestellt bleiben. Seine Rückzahlung3pflicht gemäß 5 452 Abs 2
Satz 1 AFG aF besteht unabhängig davon, ob ihn an der unrecht—

mäßigen Leistung seines früheren Arbeitgebers ein Verschulden

trifft oder ob ihm bekannt war bzw bekannt sein mußte, daß ihm

diese Leistung nicht zustand.
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Der Kläger kann sich schließlich nicht darauf berufen, er sei

zur Rückzahlung nicht verpflichtet, weil er nicht mehr berei—

chert gewesen sei. Dieser Einwand ist ihm durch 5 152 Abs 5

AFG abgeschnitt en .

Die Entscheidungen der Vorinstanzen müssen nach allem aufge-

hoben und die Klage muß abgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf 9 195 SGG.
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